
 
 
          Infoveranstaltung vom 3. Juli 2025/St. Schenk 

 
 
Thema: Baumwahl Gesetzliche Grundlagen und Möglichkeiten im Kt. ZH 
 
• Jeder Baum, den wir pflanzen, ist ein Schritt in eine grünere, gesündere Zukunft – 

Gemeinsam können wir so unsere Lebensräume und das Klima positiv beeinflussen. 
 
Im Rahmen der „klimaangepassten Siedlungsentwicklung“ wurden verschiedene Gesetze 
revidiert und am 1. Dezember 2024 vom Regierungsrat in Kraft gesetzt. Betroffen von 
den Revisionen sind das Planungs- und Baugesetz PBG, Einführungsgesetz zum 
Zivilgesetzbuch EG ZGB und die Verkehrserschliessungsverordnung VErV.  
	
	
	
Planungs- und Baugesetz (PBG) 
G. Bäume und Begrünung I. Bäume 

§	76.	Die	Bau-	und	Zonenordnung	(BZO)	kann	zonen-	oder	gebietsweise	die	Erhaltung	und	den	
Ersatz	von	näher	bezeichneten	Bäumen	und	Baumbeständen	sowie	zonen-	oder	
gebietsweise	von	Bäumen	ab	einem	Stammumfang	von	100	cm	vorschreiben.	Sie	kann	zonen-	
oder	gebietsweise	die	angemessene	Neupflanzung	von	Bäumen	vorschreiben.	Die	ordentliche	
Grundstücksnutzung	darf	dadurch	nicht	übermässig	erschwert	werden.		
	
Die	Gemeinde	kann	dies	in	der	BZO	festlegen.	
Siehe	auch:	Umsetzungshilfe		
	

B. Gestaltung und Begrünung II. Begrünung im Besonderen 
§	238	a.		
1	Vorgärten	und	andere	geeignete	Teile	des	Gebäudeumschwungs	sind	in	angemessenem	
Umfang	als	ökologisch	wertvolle	Grünflächen	zu	erhalten	oder	herzurichten.		
2	Die	Versiegelung	von	nicht	mit	Gebäuden	überstellten	Grundstücksflächen	ist	möglichst	gering	
zu	halten.		
3	Nach	Möglichkeit	sind	bestehende	Bäume	zu	erhalten	oder	angemessene	Ersatz-	und	
Neupflanzungen	vorzusehen.	Es	ist	genügend	Wurzelraum	und	ausreichender	Raum	für	
die	Versickerung	zu	gewährleisten.	Die	ordentliche	Grundstücksnutzung	darf	dadurch	nicht	
übermässig	erschwert	werden.	
4	Die	Bau-	und	Zonenordnung	kann	zonen-	oder	gebietsweise	ergänzende	Bestimmungen	
enthalten.		
5	Die	Begrünung	ist	zu	erhalten	und	bei	Abgang	zu	ersetzen.		
	
Die	Gemeinde	muss	die	Einhaltung	von	Abs	1,	2	und	3	im	Baubewilligungsverfahren	
prüfen.	
Die	Grundeigentümer	sind	gemäss	Abs.	5	verpflichtet	
Siehe	auch:	Umsetzungshilfe 
 
 



 
 
 
A. Das Baugesuch Bewilligungspflicht 
§	309.	1	Eine	baurechtliche	Bewilligung	ist	nötig	für:		
lit.	a	bis	m	unverändert.	
n.	das	Fällen	von	Bäumen,	für	die	eine	Erhaltungspflicht	besteht,	
o.	wesentliche	Veränderung	der	Umgebungsgestaltung,	sofern	sie	die	Begrünung	
beeinträchtigen.	
Abs.	2	und	3	unverändert		

Erhaltungspflicht:	Das	ist	der	Fall,	wenn	der	Baum	gestützt	auf	einen	bewilligten	
Umgebungsplan	erhalten	oder	neu	gepflanzt	wurde	oder	es	sich	um	eine	angeordnete	
Ersatzpflanzung	handelt.	

 
 
 
Pflanzabstände 
• Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EG ZGB) 
• Verkehrserschliessungsverordnung (VErV) 

 
Quelle: Kanton Zürich 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 



 

Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch (EG 
ZGB) 

II.	Pflanzen	von	Sträuchern	und	Bäumen	

§	169.	Sträucher	dürfen	gegen	den	Willen	des	Nachbarn	nicht	näher	als	50	cm,	gemessen	ab	der	
Stockmitte,	an	die	nachbarliche	Grenze	gepflanzt	werden.		
§	170.	1	Waldbäume	und	grosse	Zierbäume	dürfen	gegen	den	Willen	des	Nachbarn	nicht	näher	
als	4	m,	Feldobstbäume	und	kleinere	Zierbäume	nicht	näher	als	2	m,	gemessen	ab	der	
Stammmitte,	an	die	nachbarliche	Grenze	gepflanzt	werden.	Besteht	das	angrenzende	Grundstück	
aus	Rebland,	ist	ein	Abstand	von	8	m	zu	beachten.		
§	171.	Besteht	das	angrenzende	Land	aus	Waldboden,	dürfen	Sträucher	und	Bäume	nicht	näher	
als	50	cm	an	der	Grenze	stehen.		
§	173.	Die	Klage	auf	Beseitigung	von	Sträuchern	und	Bäumen,	die	näher	an	der	Grenze	
stehen,	als	nach	den	vorstehenden	Bestimmungen	gestattet	ist,	steht	nur	dem	Eigentümer	des	
benachbarten	Landes	zu.	Sie	verjährt	
a.	nach	fünf	Jahren	seit	der	Pflanzung	des	näher	stehenden	Strauches	oder	Baumes	oder	bei	
Nachzucht	von	Wald	nach	dem	Abtrieb	des	alten	Bestandes,	…	
§	174.	1	Sträucher	und	Bäume,	die	infolge	der	Zulassung	des	Nachbarn	oder	der	Verjährung	
des	Beseitigungsanspruchs	näher	an	der	Grenze	stehen,	sind	in	ihrem	Bestand	geschützt.		
2	Ist	die	Einhaltung	des	ordentlichen	Abstandes	nicht	möglich,	können	Bäume	nach	dem	
Abgang	innerhalb	von	zwei	Jahren	an	gleicher	Stelle	ersetzt	werden.	Als	Ersatz	ist	ein	Baum	
derselben	oder	einer	geringeren	Wuchshöhe	zulässig.		
 

 
 
Verkehrserschliessungsverordnung (VErV) 
D.	Abstände	von	Mauern,	Einfriedigungen	und	Pflanzen	

Abstände	von	Pflanzen	
a)	im	Allgemeinen		
§	27	1	Für	Bäume	gelten	folgende	Abstände,	gemessen	ab	der	Mitte	des	Stammes:	
		a.	2	m	gegenüber	der	Strassengrenze	innerorts,	
		b.	4	m	gegenüber	der	Strassengrenze	ausserorts,	
		c.	0,5	m	gegenüber	Fusswegen,	freigeführten	Trottoirs	und	Velowegen.	
2	Bei	anderen	Pflanzen	gilt	ein	Abstand,	bei	dem	sie	nicht	in	den	Lichtraum	hineinragen,	bei	
Sträuchern	und	Hecken	aber	mindestens	0,5	m,	gemessen	ab	der	Stockmitte.	
b)	Verringerung	
§	27	a.	1	Werden	die	Anforderungen	an	die	Verkehrssicherheit,	insbesondere	die	Sichtweiten	
und	die	Lichtraumprofile,	eingehalten,	kann	der	Abstand	von	Bäumen	verringert	werden:	
a.	innerorts,	sofern	der	Strassenkörper	und	die	Leitungen	nicht	beeinträchtigt	werden,	
b.	ausserorts	im	Interesse	des	Orts-	oder	des	Landschaftsschutzes	auf	2	m.	
2	Der	Werkträger	kann	die	Verringerung	des	Abstandes	von	einem	Unterhaltsvertrag	abhängig	
machen.	
3	Ist	die	Verkehrssicherheit	nicht	mehr	gewährleistet,	kann	die	entschädigungslose	Beseitigung	
der	Bäume	angeordnet	werden	
 


